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Zeutralbehörden. 
831. Auf den Bericht vom 8. September d. Js. 
will Ich der Stadtgemeinde Cottbus im Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt hiermit auf Grund des Geſetzes 
vom 11. Juni 1874 (Geſetz⸗Samml. Seite 221) 
das Recht verleihen, zur Erweiterung ihres Schlachthofes 
die Kartenblatt 2 der Gemarkung Brunſchwig unter 
Nr. 498/109, 110,111, 499/112,113, 114, 115, 116, 
381/66, 382/66, 543/122, 542/121 ꝛc., 541/121 2c. 
und Kartenblattt 3 der Gemarkung Sandow unter 
Nr. 1253/22, 1254/7 verzeichneten Grundſtücke im 
Geſamtflächeninhalt von 3,5835 ha im Wege der 
Enteignung zu erwerben. - 
Bad Mergentheim, den 17. September 1909. 
gez. Wilhelm R. 
Für den Minifter des Innern: 
ggez. v. Breitenbach. 

An den Miniſter des Innern. (J B. 5291.) 
832. Gemäß 8 45 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 (G.⸗S. S. 152) wird das für 
die Kommunalbeſteuerung im Steuerjahre 1909 in 
Betracht kommende Reineinkommen der geſamten 
preußiſchen Staatseiſenbahnen auf den Betrag von 

130594483 Mark 
hierdurch feſtgeſtellt. 

Von dieſem Geſamtreineinkommen unterliegen 
nach dem Verhältniſſe der erwachſenen Ausgaben an 
Gehältern und Löhnen der Beſteuerung durch die 
beteiligten preußiſchen Gemeinden und ſelbſtändigen 
Gutsbezirke 

118581786 Mark. 
Berlin, den 4. Oktober 1909. 
(I. B. 5364.) Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
833. Auf Seite 733 der Preußiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung iſt das vom Landtage beſchloſſene und 
Allerhöchſten Ortes am 1. Auguſt d. J. vollzogene 
Geſetz, betreffend die Erhebung von Beiträgen für 
ie gewerblichen und kaufmänniſchen Fortbildungs⸗ 
ſchulen, abgedruckt. Das Geſetz bietet den Ge⸗ 
meinden und weiteren Kommunalverbänden einen 
Weg, Mittel zur Deckung des Bedarfs der gewerb⸗ 


lichen und kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen flüſſig 
zu machen. 

Für die Handhabung des Geſetzes bemerke ich 
folgendes: 

1. Das Geſetz gilt in allen Teilen der Monarchie, 
auch dort, wo es bisher an einer beſonderen Be⸗ 
ſtimmung über die Leiſtung von Fortbildungsſchul⸗ 
beiträgen fehlte. Die in dem Abdrucke des Normal⸗ 
ftatuts im Miniſterialblatt von 1903 Seite 412 
erſichtlich gemachten Beſonderheiten der Faſſung für 
die neueren Provinzen kommen damit in Fortfall. 

2. Das im Geſetze feſtgeſetzte Höchſtmaß der Bei⸗ 
träge von 10 Mark bei gewerblichen und 30 Mark 
bei kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen gilt nur, ſo⸗ 
weit die Schüler zum Schulbeſuche verpflichtet ſind. 
Beſteht eine Verpflichtung zum Beſuche der be⸗ 
treffenden Schule nicht, ſo iſt die Erhebung höherer 
Beträge zuläſſig. 

3. Von der Erhebung von Beiträgen der Arbeit⸗ 
geber iſt zu unterſcheiden die Erhebung von Schul⸗ 
geldern von Schülern, die die betreffende Schule 
freiwillig beſuchen. Auf dieſe bezieht ſich das Geſetz 
nicht, ſie iſt ohne beſondere Einſchränkung zuläſſig. 

4. Durch das Geſetz iſt die Rückforderung der auf 
Grund ſtatutariſcher Vorſchriften bisher erhobenen 
Beiträge ausgeſchloſſen. Selbſtverſtändlich werden 
hierdurch Rückzahlungsanſprüche nicht beſeitigt, die 
auf einem vor Inkrafttreten des Geſetzes ergangenen 
rechtskräftigen Urteile beruhen. 

Berlin, den 29. September 1909. 

(I. Bg. 5343.) Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
834. Die Turn⸗ und Schwimmlehrerinnen⸗ 
Prüfung, welche im Frühjahr 1910 in Berlin ab⸗ 
zuhalten iſt, wird Ende März 1910 an einem noch 
feſtzuſetzenden Tage beginnen. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 
1. November 1906 — U. III. A. 3209 pp. — 
weiſe ich ausdrücklich darauf hin, daß zu dieſer 
Prüfung nur in der Provinz Brandenburg oder in 
einer ſolchen Provinz wohnende Bewerberinnen zu⸗ 
gelaſſen werden, in welcher eine Prüfungskommiſſio 
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für Turnlehrerinnen noch nicht beſteht. Ausnahmen 
von dieſer Beſtimmung ſind nur zuläſſig, wenn die 
bezüglichen Anträge durch beſondere Verhältniſſe, 
z. B. durch den Ort der Ausbildung für die Prüfung 
begründet ſind. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen find bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 10. Januar 1910, Meldungen 
anderer Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen 
Regierung, in deren Bezirk die Betreffende wohnt, 
in Berlin bei dem Herrn Polizeipräſidenten, eben⸗ 
falls bis zu dieſem Tage anzubringen. 

Iſt der Aufenthaltsort der Bewerberin zur 
Zeit ihrer Meldung nicht ihr eigentlicher Wohnſitz, 
ſo iſt auch der letztere anzugeben. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichti⸗ 
gung finden, wenn ſie genau der Prüfungsordnung 
vom 15. Mai 1894 entſprechen und mit den im 
8 4 derſelben vorgeſchriebenen Schriftſtücken ordnungs⸗ 
mäßig verſehen ſind. In dem Geſuche iſt anzugeben, 
ob die Bewerberin ſich zum erſten Male zur Prüfung 
meldet, oder ob und wann ſie ſich bereits der Turn⸗ 
lehrerinnen⸗Prüfung unterzogen hat. 

Die über Geſundheit, Führung und Lehrtätig⸗ 
keit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer 
Zeit ausgeſtellt ſein. Aus dem ärztlichen Zeugnis 
muß hervorgehen, daß die betreffende Bewerberin 
körperlich zur Turnlehrerin geeignet iſt. 

Das Zeugnis über die Turn⸗ bezw. Sch wimm⸗ 
fertigfett iſt von der Ausſtellerin eigenhändig zu 
unterſchreiben. 

Die Anlagen jedes Geſuches find zu einem 
Hefte vereinigt einzureichen. 

Berlin, den 8. Oktober 1909. 

Der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
U. III. B. 3873. Medizinal⸗Angelegenheiten. 

Oberpräſident. 

835. Die Herren kommandierenden Generäle des 
Garde⸗ und III. Armeekorps haben mir mitgeteilt, 
daß auch in dieſem Jahre die Offiziere und Mann⸗ 
ſchaften beider Korps während der Truppenübungen 
von den Bewohnern der von den Uebungen berührten 
Kreiſe auf das Beſte aufgenommen worden ſeien. 

Hierfür, ſowie für das weitgehende Entgegen⸗ 
kommen, das die Behörden bei den Vorarbeiten für 
die Manöver bewieſen, haben die Herren komman⸗ 
dierenden Generäle namens der Behörden und 
Truppen der Armeekorps ihren Dank ausgeſprochen. 

Es gereicht mir zur Freude, dieſen Dank zur 
öffentlichen Kenntnis bringen zu können. 

Potsdam, den 11. Oktober 1909. 

Der Oberpräſident. 
836. Per ſonalnachrichten. 

Die Verwaltung der Königlichen Forſtkaſſe in 

Croſſen a. O. iſt vom 16. Oktober d. Is. ab dem 


Königlichen Forſtkaſſenrendanten Mohr aus Lauknen 
übertragen worden. 


Die Wiederwahl des bisherigen Bürgermeiſters 
Brandt zu Lippehne zum Bürgermeiſter der Stadt 
Lippehne auf eine weitere geſetzliche zwölfjährige Dienſt⸗ 
periode vom 1. April 1910 ab iſt beſtätigt worden. 

Den Oberförſtern Schnaaſe zu Dobrilugk und Graf 
zu Rantzau zu Döllens⸗Radung iſt der Titel „Forſt⸗ 
meiſter“ mit dem Range der Räte vierter Klaſſe 
Allerhöchſt verliehen. 

Der Oberlehrer an der Realſchule zu Cottbus 
Dr. Weiske iſt vom 1. April d. Js. ab als Ober⸗ 
lehrer an dem Gymnaſium zu Königsberg Nm. an⸗ 
geſtellt worden. 

Der Volksſchullehrer Paul Exner in Guben iſt 
vom 1. Oktober dieſes Jahres ab als Zeichenlehrer 
an der höheren Mädchenſchule in Guben angeſtellt 
worden. 

Der Kandidat des höheren Lehramts Heyder iſt 
vom 1. April d. Is ab als Oberlehrer an dem 
Gymnaſium zu Königsberg Nm. angeſtellt worden. 

Penſioniert Ober⸗Poſtſekr. Alt in Croſſen (Oder). 

Lehrerſtellen. 
837. Kreis Croſſ en: Neurehfeld, L., 1. 1. 10, 
Wendiſch⸗Sagar, L, 1. 11. 09. Kreis Soldin: 
Rufen, K. L., 1. 4. 10. Kreis Sorau: Chriſtian⸗ 
ſtadt, L., 1. 1. 10, Droskau, 2. L., 1. 11. 09. Kreis 
Guben: Germersdorf, 2 L., 1 11. 09. 
Bewerbungen ſind an die Königl. Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ u. Schulweſen, zu richten. 
Nichtamtliches. 
838. Lauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft in Sommerfeld. 

Wir bringen hiermit zur Kenntnis, daß in der 
am 30. September d. Js. ſtattgehabten ordentlichen 
Generalverſammlung der § 32 des Geſellſchafts⸗ 
vertrages, welcher bisher die Beſtimmung enthielt, 
daß der Aufſichtsrat aus mindeſtens 4, höchſtens 
5 Mitgliedern beſtehen ſoll, geändert wurde mit den 
Worten: „aus mindeſtens 4, höchſtens 7 Mitgliedern.“ 
Ferner bringen wir zur Kenntnis, daß in derſelben 
Generalverſammlung zu den bisherigen Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedern Herr Dr. jur. Hans Dietrich, Direktor 
der Bayriſchen Vereinsbank in München, als weiteres 
Mitglied des Aufſichtsrats unſerer Geſellſchaft ge⸗ 
wählt worden iſt. 

Lauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Direktion. J. Schweitzer. 
839. Die Ausgabe der am 1. Januar 1910 
fälligen II. Zinsſcheinreihe der erſten 4% igen Aus⸗ 
gabe der I. Berliner Stadtſynodalanleihe vom Jahre 
1900 erfolgt von heute ab bei den mit der Ein⸗ 
löſung der Zinsſcheine beauftragten Banken, ſowie 
bei der Kaſſe der Berliner Stadtſynode, Berlin C., 
Neue Friedrichſtraße 69 1. Die nach dem Reichs⸗ 
ſtempelgeſez vom 15. Juli 1909 zu entrichtende 
Talonſteuer von 2 pro Tauſend iſt auf eigene 
Rechnung übernommen worden. 

Berlin, den 9. Oktober 1909. 

Der geſchäftsführende Ausſchuß der Berliner 
Stadtſynode. D. Faber. 
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